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Ausgrenzungslehren zu verwerfen, die auf Rassismus, Ras-
sendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusam-
menhängender Intoleranz gründen;

5. bekräftigt, wie wichtig es für die Förderung und den
Schutz der Menschenrechte und für die Verwirklichung der
Ziele des Kampfes gegen Rassismus, Rassendiskriminierung,

in einer aufgezeichneten Abstimmung mit 136 Stimmen bei
53 Gegenstimmen und keiner Enthaltung, auf Empfehlung des
Ausschusses (A/62/439/Add.2, Ziff. 173)

380 :

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und
Barbuda, Äquatorialguinea, Argentinien, Armenien, Aserbai-

dschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados,
Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brasilien, Bru-
nei Darussalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica,
Côte d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokratische
Volksrepublik Korea, Dominica, Dominikanische Republik, Dschi-
buti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun, Gambia, Gha-
na, Grenada, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indi-
en, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jamaika, Jemen,
Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kap Verde, Kasachstan, Ka-
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sowie unter Hinweis auf die Ergebnisse aller großen Kon-
ferenzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen im Wirt-
schafts- und Sozialbereich,

ferner unter Hinweis darauf, dass die von der Generalver-
sammlung in ihrer Resolution 41/128 vom 4. Dezember 1986
verabschiedete Erklärung über das Recht auf Entwicklung be-
stätigte, dass das Recht auf Entwicklung ein unveräußerliches
Menschenrecht ist und dass die Gleichheit der Entwicklungs-
chancen ein Vorrecht der Nationen wie auch der einzelnen
Menschen ist, aus denen die Nationen sich zusammensetzen,
und dass der einzelne Mensch zentrales Subjekt und Nutznie-
ßer der Entwicklung ist,

betonend, dass in der Erklärung und dem Aktionspro-
gramm von Wien383 bekräftigt wurde, dass das Recht auf Ent-
wicklung ein universelles und unveräußerliches Recht und
ein fester Bestandteil der grundlegenden Menschenrechte ist
und dass der einzelne Mensch zentrales Subjekt und Nutznie-
ßer der Entwicklung ist,

in Bekräftigung des Ziels, das Recht auf Entwicklung für
jeden zur Wirklichkeit werden zu lassen, wie in der von der
Generalversammlung am 8. September 2000 verabschiedeten
Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen384 dargelegt,

in großer Sorge darüber, dass die Mehrheit der indigenen
Völker der Welt in einem Zustand der Armut lebt, und in der
Erkenntnis, dass die negativen Auswirkungen der Armut und
der Ungleichheit auf die indigenen Völker dringend angegan-
gen werden müssen, indem sichergestellt wird, dass sie in die
Entwicklungs- und Armutsbekämpfungsprogramme voll und
wirksam einbezogen werden,
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sammenarbeit mit dem Ziel der Verwirklichung des Rechts
auf Entwicklung, eingedenk dessen, dass eine wirksame Ent-
wicklungspolitik auf nationaler Ebene sowie ausgewogene
Wirtschaftsbeziehungen und ein günstiges wirtschaftliches
Umfeld auf internationaler Ebene die Voraussetzung für dau-
erhafte Fortschritte bei der Verwirklichung des Rechts auf
Entwicklung sind;

d) zu prüfen, wie die Operationalisierung des Rechts
auf Entwicklung auch künftig mit Vorrang erreicht werden
kann, einschließlich der weiteren Behandlung der Möglich-
keit, ein Übereinkommen über das Recht auf Entwicklung
auszuarbeiten;

e) das Recht auf Entwicklung zum festen Bestandteil
der Politiken und operativen Tätigkeiten der Vereinten Natio-
nen und ihrer Sonderorganisationen, Programme und Fonds
zu machen und es in die Politiken und Strategien der interna-
tionalen Finanz- und der multilateralen Handelssysteme zu
integrieren und dabei zu berücksichtigen, dass die Kern-
grundsätze des internationalen Wirtschafts-, Handels- und Fi-
nanzbereichs, wie etwa Gerechtigkeit, Nichtdiskriminierung,
Transparenz, Rechenschaftspflicht, Partizipation und interna-
tionale Zusammenarbeit, einschließlich wirksamer Entwick-
lungspartnerschaften, für die Verwirklichung des Rechts auf
Entwicklung und die Verhütung einer diskriminierenden Be-
handlung auf Grund politischer oder anderer nichtwirtschaft-
licher Erwägungen bei der Auseinandersetzung mit für die
Entwicklungsländer wichtigen Fragen unverzichtbar sind;

11. ersucht den Menschenrechtsrat, sicherzustellen,
dass sein Beratender Ausschuss die Arbeit, die die Unterkom-
mission für die Förderung und den Schutz der Menschenrech-
te betreffend das Recht auf Entwicklung geleistet hat, im Ein-
klang mit den einschlägigen Bestimmungen der Resolutionen
der Generalversammlung und der Menschenrechtskommis-
sion und in Befolgung der vom Menschenrechtsrat zu treffen-
den Beschlüsse fortsetzt, und ersucht den Generalsekretär,
der Versammlung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung über
diesbezügliche Fortschritte Bericht zu erstatten;

12. bittet die Mitgliedstaaten und alle anderen Interes-
senträger, aktiv an den künftigen Tagungen des Sozialforums
mitzuwirken, und erkennt gleichzeitig die umfangreiche Un-
terstützung an, die dem Forum auf seinen vier vorangegange-
nen Tagungen durch die Unterkommission für die Förderung
und den Schutz der Menschenrechte zuteil wurde;

13. bekräftigt die Verpflichtung zur Verwirklichung der
in allen Ergebnisdokumenten der großen Konferenzen und
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Bindung, zwischen entwickelten Ländern und Entwicklungs-
ländern auf dem Weg zur Zielerreichung;

23. fordert die entwickelten Länder, sofern sie es noch






